
Praktische Paragraphen

Wenn das Amt sich weigert, einen Vorschuss zu zahlen:

§ 41a SGB II Vorläufige Entscheidung
(1) Über die Erbringung von Geld- und Sachleistungen ist vorläufig zu entscheiden, wenn 

1. zur Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs auf Geld- und Sachleistungen 
voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist und die Voraussetzungen für den 
Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen oder

2. ein Anspruch auf Geld- und Sachleistungen dem Grunde nach besteht und zur 
Feststellung seiner Höhe voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist.

Besteht eine Bedarfsgemeinschaft aus mehreren Personen, ist unter den Voraussetzungen des Satzes
1 über den Leistungsanspruch aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft vorläufig zu entscheiden. 
Eine vorläufige Entscheidung ergeht nicht, wenn Leistungsberechtigte die Umstände, die einer 
sofortigen abschließenden Entscheidung entgegenstehen, zu vertreten haben.
(2) Der Grund der Vorläufigkeit ist anzugeben. Die vorläufige Leistung ist so zu bemessen, dass der
monatliche Bedarf der Leistungsberechtigten zur Sicherung des Lebensunterhalts gedeckt ist; dabei 
kann der Absetzbetrag nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 ganz oder teilweise unberücksichtigt 
bleiben. Hierbei sind die im Zeitpunkt der Entscheidung bekannten und prognostizierten 
Verhältnisse zugrunde zu legen. Soweit die vorläufige Entscheidung nach Absatz 1 rechtswidrig ist, 
ist sie für die Zukunft zurückzunehmen. § 45 Absatz 2 des Zehnten Buches findet keine 
Anwendung.
(3) Die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende entscheiden abschließend über den 
monatlichen Leistungsanspruch, sofern die vorläufig bewilligte Leistung nicht der abschließend 
festzustellenden entspricht oder die leistungsberechtigte Person eine abschließende Entscheidung 
beantragt. Die leistungsberechtigte Person und die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Personen sind nach Ablauf des Bewilligungszeitraums verpflichtet, die von den Trägern der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende zum Erlass einer abschließenden Entscheidung geforderten 
leistungserheblichen Tatsachen nachzuweisen; die §§ 60, 61, 65 und 65a des Ersten Buches gelten 
entsprechend. Kommen die leistungsberechtigte Person oder die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft 
lebenden Personen ihrer Nachweis- oder Auskunftspflicht bis zur abschließenden Entscheidung 
nicht, nicht vollständig oder trotz angemessener Fristsetzung und schriftlicher Belehrung über die 
Rechtsfolgen nicht fristgemäß nach, setzen die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende den 
Leistungsanspruch für diejenigen Kalendermonate nur in der Höhe abschließend fest, in welcher 
seine Voraussetzungen ganz oder teilweise nachgewiesen wurden. Für die übrigen Kalendermonate 
wird festgestellt, dass ein Leistungsanspruch nicht bestand.
(4) Bei der abschließenden Feststellung des Leistungsanspruches nach Absatz 3 ist als Einkommen 
ein monatliches Durchschnittseinkommen zugrunde zu legen. Satz 1 gilt nicht 
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1. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4,
2. soweit der Leistungsanspruch in mindestens einem Monat des Bewilligungszeitraums durch 

das zum Zeitpunkt der abschließenden Feststellung nachgewiesene zu berücksichtigende 
Einkommen entfällt oder

3. wenn die leistungsberechtigte Person vor der abschließenden Feststellung des 
Leistungsanspruches eine Entscheidung auf der Grundlage des tatsächlichen monatlichen 
Einkommens beantragt.

Als monatliches Durchschnittseinkommen ist für jeden Kalendermonat im Bewilligungszeitraum 
der Teil des Einkommens zu berücksichtigen, der sich bei der Teilung des Gesamteinkommens im 
Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der Monate im Bewilligungszeitraum ergibt.
(5) Ergeht innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Bewilligungszeitraums keine abschließende 
Entscheidung nach Absatz 3, gelten die vorläufig bewilligten Leistungen als abschließend 
festgesetzt. Dies gilt nicht, wenn 

1.
die leistungsberechtigte Person innerhalb der Frist nach Satz 1 eine abschließende 
Entscheidung beantragt oder

2.
der Leistungsanspruch aus einem anderen als dem nach Absatz 2 Satz 1 anzugebenden Grund 
nicht oder nur in geringerer Höhe als die vorläufigen Leistungen besteht und der Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende über den Leistungsanspruch innerhalb eines Jahres seit 
Kenntnis von diesen Tatsachen, spätestens aber nach Ablauf von zehn Jahren nach der 
Bekanntgabe der vorläufigen Entscheidung, abschließend entscheidet.

(6) Die aufgrund der vorläufigen Entscheidung erbrachten Leistungen sind auf die abschließend 
festgestellten Leistungen anzurechnen. Soweit im Bewilligungszeitraum in einzelnen 
Kalendermonaten vorläufig zu hohe Leistungen erbracht wurden, sind die sich daraus ergebenden 
Überzahlungen auf die abschließend bewilligten Leistungen anzurechnen, die für andere 
Kalendermonate dieses Bewilligungszeitraums nachzuzahlen wären. Überzahlungen, die nach der 
Anrechnung fortbestehen, sind zu erstatten. Das gilt auch im Fall des Absatzes 3 Satz 3 und 4.
(7) Über die Erbringung von Geld- und Sachleistungen kann vorläufig entschieden werden, wenn 

1.
die Vereinbarkeit einer Vorschrift dieses Buches, von der die Entscheidung über den Antrag 
abhängt, mit höherrangigem Recht Gegenstand eines Verfahrens bei dem 
Bundesverfassungsgericht oder dem Gerichtshof der Europäischen Union ist oder

2.
eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung Gegenstand eines 
Verfahrens beim Bundessozialgericht ist.

Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2 bis 4 sowie Absatz 6 gelten entsprechend.
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Wenn das Amt einen Beistand wegschicken will:

§ 13 SGB X Bevollmächtigte und Beistände
(1) Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Vollmacht 
ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus 
ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen seine Vollmacht 
schriftlich nachzuweisen. Ein Widerruf der Vollmacht wird der Behörde gegenüber erst wirksam, 
wenn er ihr zugeht.
(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers noch durch eine Veränderung in 
seiner Handlungsfähigkeit oder seiner gesetzlichen Vertretung aufgehoben; der Bevollmächtigte hat 
jedoch, wenn er für den Rechtsnachfolger im Verwaltungsverfahren auftritt, dessen Vollmacht auf 
Verlangen schriftlich beizubringen.
(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter bestellt, muss sich die Behörde an ihn wenden. Sie 
kann sich an den Beteiligten selbst wenden, soweit er zur Mitwirkung verpflichtet ist. Wendet sich 
die Behörde an den Beteiligten, muss der Bevollmächtigte verständigt werden. Vorschriften über die
Zustellung an Bevollmächtigte bleiben unberührt.
(4) Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem Beistand 
erscheinen. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vorgebracht, 
soweit dieser nicht unverzüglich widerspricht.
(5) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen, wenn sie entgegen § 3 des 
Rechtsdienstleistungsgesetzes Rechtsdienstleistungen erbringen.
(6) Bevollmächtigte und Beistände können vom Vortrag zurückgewiesen werden, wenn sie hierzu 
ungeeignet sind; vom mündlichen Vortrag können sie nur zurückgewiesen werden, wenn sie zum 
sachgemäßen Vortrag nicht fähig sind. Nicht zurückgewiesen werden können Personen, die nach § 
73 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 3 bis 9 des Sozialgerichtsgesetzes zur Vertretung im sozialgerichtlichen 
Verfahren befugt sind.
(7) Die Zurückweisung nach den Absätzen 5 und 6 ist auch dem Beteiligten, dessen 
Bevollmächtigter oder Beistand zurückgewiesen wird, schriftlich mitzuteilen. 
Verfahrenshandlungen des zurückgewiesenen Bevollmächtigten oder Beistandes, die dieser nach 
der Zurückweisung vornimmt, sind unwirksam.

Wenn das Amt die Annahme eines Antrags verweigern 
will:

§ 20 SGB X Untersuchungsgrundsatz
(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der 
Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden.
(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen 
Umstände zu berücksichtigen.
(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den 
Antrag in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält.
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Wenn das Amt sich weigert, eine mündliche Entscheidung
schriftlich zu bestätigen:

§ 33 SG X Bestimmtheit und Form des 
Verwaltungsaktes
(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer Weise erlassen 
werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, wenn 
hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich verlangt. Ein 
elektronischer Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen; § 36a 
Abs. 2 des Ersten Buches findet insoweit keine Anwendung.
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Behörde erkennen 
lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behördenleiters, seines Vertreters oder 
seines Beauftragten enthalten. Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die 
Schriftform angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur zugrunde
liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes Attributzertifikat die erlassende 
Behörde erkennen lassen. Im Fall des § 36a Absatz 2 Satz 4 Nummer 3 des Ersten Buches muss die 
Bestätigung nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes die erlassende Behörde als Nutzer des De-
Mail-Kontos erkennen lassen.
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 36a Abs. 2 des Ersten Buches erforderliche 
Signatur durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden.
(5) Bei einem Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, können 
abweichend von Absatz 3 Satz 1 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen; bei einem 
elektronischen Verwaltungsakt muss auch das der Signatur zugrunde liegende Zertifikat nur die 
erlassende Behörde erkennen lassen. Zur Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen verwendet 
werden, wenn derjenige, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, 
auf Grund der dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen 
kann.
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